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Stellungnahme zur Subventionierung der Freien Schulen in Österreich
1. Die Ausgangslage

„Das Recht auf Bildung und die Freiheit der Erziehung gehören zu den grundlegenden Menschenrechten und Freiheiten und zu den Fundamenten einer demokratischer Gesellschaft. Die bürgerlichen und politischen Freiheits- und Beteiligungsrechte setzen das gebildete Individuum voraus; nur wer über entsprechende Kenntnis und Fähigkeiten verfügt, kann seine Rechte wirklich wahrnehmen.“

Die Menschenrechte auf Bildung und auf Freiheit der Erziehung sind in vielen internationalen Abkommen besiegelt worden. Auch zahlreiche internationale Deklarationen bestätigen die Wichtigkeit dieser Menschenrechte. 
 Die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte (EMRK) vom 4.11.1950 garantiert in Art. 2 des 1. Zusatzprotokolls vom 20.3.1952:

"Das Recht auf Bildung darf niemand verwehrt werden. Der Staat hat bei der Ausübung der von ihm auf dem Gebiete der Erziehung und des Unterrichts übernommenen Aufgaben das Recht der Eltern zu achten, die Erziehung und den Unterricht entsprechend ihren eigenen religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen sicherzustellen."
 Daraus wird die Existenzberechtigung der Schulen in freier Trägerschaft abgeleitet. Die zuvor genannten Rechte sind beim Europäischen Gerichtshof einklagbar.

„Für die Detailbehandlung des Rechts auf Bildung und der Freiheit der Erziehung sind vier Teilaspekte zu unterscheiden:

· das Recht auf freien und gleichen Zugang zu den einzelnen Bildungseinrichtungen (Zugangsrecht);

· das Recht auf Vermittlung der für eine menschenwürdige Existenz in der modernen Gesellschaft unabdingbaren Kenntnisse und Fähigkeiten (Minimumrecht);

· das Recht auf freie Entfaltung der individuellen Begabungen und Interessen und damit der Anspruch auf ein entsprechend differenziertes Bildungswesen (Entfaltungsrecht);

· das Recht aller an den Bildungseinrichtungen Beteiligten  aus Mitwirkung in diesen Einrichtungen (Partizipationsrecht).“ 

Zu gewährleisten haben die Staaten

· „die Freiheit der Meinungsäußerung (das Recht zu lehren)

· die Gleichheit der Bildungschancen (das Recht zu lernen)

· die Bekenntnisfreiheit (das Recht zum Besuch einer Bildungseinrichtung eigener Wahl)

· die Freiheit zur Gründung und zum Betreiben von Bildungseinrichtungen auf allen Ebenen des Bildungssystems.“

· Die Staaten sind „...verpflichtet, die praktische Wahrnehmung dieses Rechtes auch finanziell zu ermöglichen und den Schulen die zur Durchführung ihrer Aufgaben und zur Erfüllung ihrer Pflichten erforderlichen öffentlichen Zuschüsse zu den gleichen Bedingungen zu gewähren, wie sie die entsprechenden öffentlichen Unterrichtsanstalten genießen (vgl. Entschließung des Europäischen Parlaments zu Freiheit der Erziehung in der Europäischen Gemeinschaft)“

Das Recht der Freiheit der Erziehung wird massiv in all jenen europäischen Staaten behindert, in denen Eltern keine reelle Chance haben, eine Schule für ihre Kinder zu wählen, die ihren religiösen, weltanschaulichen oder pädagogischen Vorstellungen entspricht. Zu den Einschränkungen der Freiheit im Bildungswesen gehört häufig die Behinderung von Schulen in freier Trägerschaft durch restriktive Bedingungen für deren Genehmigung, ihre finanzielle Benachteiligung und die Einschränkungen ihrer pädagogischen Gestaltungsfreiheit durch staatliche Behörden.

2. Die Praxis der Bezuschussung in den Ländern der EU

In den meisten EU-Ländern basiert die Bezuschussung auf Gesetzen. Die Höhe der Zuschüsse variiert sehr stark: In den Niederlanden werden 100 Prozent der Kosten einer vergleichbaren kommunalen Schule gezahlt. In Dänemark sind es ca. 80 Prozent, in Deutschland je nach Bundesland zwischen 60 und 70 Prozent der effektiven Kosten einer vergleichbaren kommunalen Schule.

Die Zuschüsse in den EU-Ländern werden vom Staat gezahlt, häufig gibt es aber auch Mischfinanzierungen (z.B. in Schweden: Staat und Kommune), in Deutschland in einigen Bundesländern (Bundesland und Kommune).

Eine gute finanzielle Förderung der Freien Schulen führt nicht dazu, dass die Anteile der Schüler, die freie Schulen besuchen wesentlich steigen. In Deutschland stagniert der Anteil der Schüler und Schülerinnen an allgemeinbildenden Schulen seit 1985. Er liegt bei ca. 5 Prozent. In den Niederlanden werden die Schulen in freier Trägerschaft in gleicher Höhe wie die öffentlichen Schulen bezuschusst. Der Anteil der Schüler/innen, die eine Freie Schule besuchen, liegt bei ca. 70 Prozent. Dieser Anteil ist seit einigen Jahren gleich geblieben. In Dänemark erhalten die Schulen in freier Trägerschaft 80 Prozent der Kosten als Subvention. Dennoch hat sich der Anteil der Schülerinnen an Freien Schulen (12,5 Prozent) in den letzten Jahren nicht wesentlich erhöht.

Eine Ausnahme bilden die Länder Schweden und Finnland. In Schweden wurde im Zuge der vor ca. zehn Jahren begonnenen Schulreform eine Finanzierung der Freien Schulen zu 100 Prozent eingeführt. Das hatte zur Folge, dass der Anteil der Schüler und Schülerinnen, die eine Freie Schule besuchen auf 3,4 Prozent anstieg. Auch in Finnland hat die hundertprozentige Bezuschussung zu mehr Schulgründungen geführt. Viele osteuropäische Länder (z.B. Ungarn, Tschechien, Polen) bezuschussen die Freien Schulen mit erheblichen Mitteln.

3. Die Lage in Österreich

Die kirchlichen Schulen erhalten 70 bis 80 Prozent der Personalkosten sowie Baukosten. Die Waldorfschulen erhalten lediglich 20 Prozent ihrer Kosten und die im Bundesdachverband für selbstbestimmtes Lernen organisierten Schulen erhalten von den Gemeinden und vom Bund durchschnittlich 1.106 € pro Kind und Jahr.
 

Österreich gehört zur Zeit nicht zu den Ländern, von denen man sagen kann, dass das Menschenrecht auf Freiheit der Erziehung (Schulfreiheit) in vollem Umfang respektiert wird. Deshalb scheint es an der Zeit, dass das Parlament seine Haltung gegenüber den Schulen in freier Trägerschaft überdenkt.

4. Vorschläge

Das Europäischen Forum für Freiheit im Bildungswesen e.V. schlägt vor, einen Runden Tisch zu bilden, an dem Parlamentarier/innen, Vertreter/innen der Schulen in freier Trägerschaft und Vertreter/innen der Kommunen in eine konstruktive Diskussion eintreten. Der Runde Tisch müsste folgende Aufgaben wahrnehmen:

1. einen Austausch über den Stand der wirtschaftlichen Lage der Schulen in freier Trägerschaft stattfinden lassen;

2. eine Bestandsaufnahme der finanziellen Unterstützung von Schulen in freier Trägerschaft in anderen Ländern Europas erstellen;

3. die Erarbeitung eines Finanzmodells, das eine gerechtere Verteilung der Zuschüsse ermöglicht;

4. die schrittweise Erhöhung der Subventionen ermöglichen.

Davon würden nicht nur die Freien Schulen profitieren, sondern auch das staatliche Bildungswesen, weil die Schulen in freier Trägerschaft immer wieder Innovationen hervorbringen, die auch dem staatlichen Schulwesen zugute kommen.
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� Zur Zeit hat das effe keine Telefon- und Faxnummer, weil das Internationale Sekretariat umgezogen ist und die Telecom bisher nicht in der Lage war, dem effe neue Rufnummern zuzuteilen.


� Vgl. Alfred Fernandez/Siegfried Jenker (Ed.): International Declaration and Conventions on the Right to Education and the Freedom of Education. e f f e-Schriftenreihe Band 8, Frankfurt/M. 1995, S. 218


� Vgl. Alfred Fernandez/Siegfried Jenker (Ed.):a.a.O.  S. 218


� Weitere Ausführungen dazu in: Jenkner, Siegfried (Hrsg.): Das Recht auf Bildung und die Freiheit der Erziehung in Europäischen Verfassungen. e f f e-Schriftenreihe Band 7. Frankfurt/M. 1994, S. 11 - 18


�S. Jenkner: Einleitung, in: A. Fernandez/S. Jenkner, a.a.O., S. 218


� S. Jenkner: Einleitung, in: A. Fernandez/S. Jenkner, a.a.O., S 218


� S. Jenkner: Einleitung, in: A. Fernandez/S. Jenkner, a.a.O., S 219


� Die Zahlungen der Gemeinden fallen sehr unterschiedlich aus.
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